Satzung des „Museumshafen Neustadt (i. H.) e. V.“

Beschlossen auf der Gründungssitzung am 10.4.2016
Geändert am 30.8.2016, um den Anforderungen des FA zu genügen

Geändert am 28.10.2016, um den Anforderungen des FA zu genügen

§ 1

Name, Sitz, Geschäftsjahr, Zweck und Gemeinnützigkeit
(1) Der Verein führt den Namen „Museumshafen Neustadt (i. H.) e. V.“. 
Er wird in das Vereinsregister Lübeck eingetragen. 

Sitz des Vereins ist Neustadt in Holstein.

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
(2) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

Zweck des Vereins ist die Förderung von maritimer Kultur (§ 52, Abs. 2 Nr. 5 AO:  Förderung von Kunst und Kultur), die Förderung der Heimatpflege und Heimatkunde (§ 52, Abs. 2 Nr. 22 AO), sowie die Förderung der Jugendhilfe (§ 52, Abs. 2 Nr. 4 AO).

Der Verein fördert die maritime Stadtbildpflege im Bereich des Neustädter Stadthafens und die traditionelle Seemannschaft in Verbindung mit traditionellem, maritimen Handwerk.

Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch:

·  die Präsentation und den Erhalt alter Segelschiffe, anderer ehemaliger Wassernutzfahrzeuge, sowie klassischer Yachten im Bereich des Neustädter Stadthafens, die für die kulturgeschichtliche Entwicklung der historischen Seeschifffahrt bezeichnend sind; 

· die Darstellung ihrer historischen Funktion und Schiffstechnik;
· das Heranführen von Jugendlichen an das maritime Kulturerbe und die traditionelle Seemannschaft durch Mitarbeit am Erhalt und des Betriebes der historischen Wasserfahrzeuge; 

· die Kontaktpflege zur traditionellen Schifffahrt in anderen Häfen der Lübecker Bucht und des europäischen Raumes;

· die aktive Teilnahme an maritim-kulturellen Veranstaltungen der Stadt Neustadt i. H.

(3) Männer und Frauen werden von dieser Satzung gleichermaßen angesprochen. Aus Gründen der vereinfachten Lesbarkeit des Satzungstextes wird in dieser Satzung durchgängig die maskuline Form verwendet.
§ 2
Selbstlosigkeit, Begünstigungsverbot, Aufwendungsersatz und Ehrenamtspauschale

(1) Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. 
Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.
(2) Die Mitglieder der Organe des Vereins sowie mit Aufgaben zur Förderung des Vereins betraute Mitglieder haben gegenüber dem Verein einen Anspruch auf Ersatz der ihnen in Zusammenhang mit ihrer Amtsausübung entstandenen Aufwendungen (§ 670 BGB) im Rahmen der Beschlüsse des Vorstandes und im Rahmen der finanziellen Leistungsfähigkeit des Vereins. Eine Ehrenamtspauschale (§ 3 Nr. 26 a EStG) in Form pauschalen Aufwendungsersatzes oder einer angemessenen Tätigkeitsvergütung kann geleistet werden. 
§ 3
Mitgliedschaft

(1) Der Verein hat ordentliche und fördernde Mitglieder, sowie Ehrenmitglieder. 
(2) Ordentliche Mitglieder sind die vollberechtigten Mitglieder. Ordentliches Mitglied kann nur eine natürliche Person sein. Förderndes Mitglied kann jede natürliche und juristische Person des öffentlichen und privaten Rechts werden. 
(3) Der Aufnahmeantrag ist schriftlich an den Vorstand zu stellen. Wird ein Antrag auf ordentliche Mitgliedschaft gewünscht, ist dem Beitrittswunsch die Erklärung zweier ordentlicher Mitglieder beizufügen, die für die Aufnahme in den Verein bürgen. Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag. Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. 
(4) Die Aufnahme Minderjähriger bedarf der Zustimmung der gesetzlichen Vertreter. 
(5) Alle Gründungsmitglieder sind ordentliche Mitglieder.

§ 4
Rechte und Pflichten der Mitglieder
(1) Ordentliche Mitglieder haben zu den Organen des Vereins volles aktives und passives Wahlrecht. 
(2) Fördernde Mitglieder werden zur Mitgliederversammlung eingeladen, haben dort auch Rede- aber kein Stimmrecht. Sie sind berechtigt, in vollem Umfang am Vereinsleben teilzunehmen. 

(3) Natürliche Personen, die sich um den Verein besonders verdient gemacht haben, können durch Mehrheitsbeschluss der Mitgliederversammlung auf Vorschlag des Vorstandes zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. 
§ 5
Austritt und Ausschluss
(1) Die Mitgliedschaft geht verloren durch Tod oder Auflösung der juristischen Person, Austritt oder Ausschluss. 

(2) Der Austritt ist schriftlich zu Händen des Vorstandes unter Einhaltung einer vierwöchentlichen Kündigungsfrist auf den Schluss eines Kalenderjahres zu erklären. 

(3) Der Ausschluss ist zulässig, wenn 
· das Mitglied das Ansehen oder die Interessen des Vereins erheblich schädigt; 

· das Mitglied trotz Abmahnung mit mehr als einem Jahresbeitrag in Rückstand gerät.
Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand durch schriftlichen Mehrheitsbeschluss. Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied rechtliches Gehör zu gewähren. 
Gegen den Beschluss kann das Mitglied binnen eines Monats nach Zugang eine Entscheidung der nächsten Mitgliederversammlung beantragen. 
§ 6
Mitgliedsbeitrag

Der Mitgliedsbeitrag wird im 1. Quartal eines jeden Geschäftsjahres fällig. Die Höhe des Betrages legt die Mitgliederversammlung mit Wirkung für das nächste Geschäftsjahr fest. 

§ 7
Organe

Organe des Vereins sind:

1. die Mitgliederversammlung,
2. der Vorstand.
§ 8
Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung ist als oberstes Organ des Vereins zuständig für folgende Angelegenheiten:
· Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstandes und Entlastung des Vorstandes;
· Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes und des Kassenprüfers;
· die Festsetzung des Mitgliedsbeitrages;

· Beschlussfassung über den Wirtschaftsplan;

· Änderungen der Satzung;
· Beschlussfassung über Anträge der Mitglieder;

· Ernennung von Ehrenmitgliedern auf Vorschlag des Vorstandes;
· Auflösung des Vereins.

(2) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet im ersten Halbjahr eines jeden Jahres statt. 
(3) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen:
· wenn der Vorstand die Einberufung aus wichtigem Grund beschließt;
· wenn ein Drittel der Mitglieder schriftlich dies unter Angabe der Gründe vom Vorstand verlangt.
(4) Die Mitgliederversammlung ist vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von drei Wochen und unter Mitteilung der Tagesordnung schriftlich einzuberufen. Das Erfordernis der schriftlichen Einladung ist auch erfüllt, wenn die Einladung durch e-mail erfolgt. Der Fristenlauf für die Ladung beginnt mit dem Tag der Aufgabe der Einladung zur Post bzw. der Absendung der e-mail. 
Maßgebend für die ordnungsgemäße Ladung ist die dem Vorstand letztbekannte Anschrift/ letztbekannte e-mail-Adresse des Mitgliedes. Die Mitteilung von Änderungen der Postanschrift und der e-mail-Adresse ist eine Bringschuld des Mitglieds. 
(5) Jedes Mitglied kann bis spätestens 2 Wochen vor der Mitgliederversammlung schriftlich die Ergänzung der Tagesordnung verlangen und einen schriftlichen, begründeten Antrag an die Mitgliederversammlung stellen. Dringlichkeitsanträge sind unzulässig. 

(6) Beschlussfähig ist jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung. 
(7) Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter, soweit in dieser Satzung nicht eine andere Art der Abstimmung zwingend bestimmt ist. 

Jedes ordentliche Mitglied hat eine Stimme. Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen und werden nicht gezählt. 
Wahlen finden auf Antrag eines Mitglieds geheim statt. Stehen bei einer Wahl zwei oder mehr Kandidaten zur Abstimmung, so ist immer geheim zu wählen.

(8) Für Satzungsänderungen und Auflösung des Vereins ist eine 3/4-Mehrheit aller ordentlichen Mitglieder erforderlich. 

(9) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu fertigen. Das Protokoll ist vom Schriftführer und dem Versammlungsleiter zu unterschreiben.
§ 9

Der Vorstand
(1) Der Vorstand besteht aus: 

1. dem Vorsitzenden,
2. dem stellvertretenden Vorsitzenden,
3. dem Schatzmeister,

4. dem Schriftführer.

Die Vorstandsmitglieder müssen ordentliche Vereinsmitglieder sein. 
(2) Der Vorsitzende, der stellvertretende Vorsitzende vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich im Sinne des § 26 Abs. 2 BGB. Sie sind jeder alleinvertretungsberechtigt.

(3) Der Vorstand führt die Vereinsgeschäfte ehrenamtlich. Auf Antrag steht ihm ein Aufwendungsersatz entsprechend § 2 zu.

(4) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung einzeln für die Dauer von drei Jahren gewählt. Er führt die Amtsgeschäfte so lange fort, bis der neue Vorstand das Amt übernimmt. 
(5) Bei Ausscheiden eines Vorstandsmitglieds während der Amtszeit ist der Vorstand berechtigt, ein neues Vorstandsmitglied kommissarisch bis zur nächsten Mitgliederversammlung zu kooptieren. Für ein abberufenes Vorstandsmitglied ist noch in derselben Mitgliederversammlung ein Nachfolger zu wählen.

(6) Der Vorstand leitet den Verein und führt die laufenden Geschäfte entsprechend der Satzung und den Beschlüssen der Mitgliederversammlung. Ihm obliegt die Verwendung und Verwaltung der Vereinsmittel, sowie die Aufstellung eines jährlichen Wirtschaftsplans mit dem Ziel, die Zwecke des Vereins bestmöglich zu verwirklichen.
(7) Dem Vorstand obliegt ebenfalls die Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlungen, sowie deren Leitung durch den Vorsitzenden oder einen Stellvertreter.

(8) Der Vorstand kann zu seiner Unterstützung Beisitzer ernennen. Die Beisitzer sind nicht vertretungsberechtigt und besitzen kein Stimmrecht im Vorstand.
(9) Der Vorstand kann Ordnungen erlassen, die die Vereinsarbeit betreffen.

(10) Der Vorstand kann projektbezogene Arbeitskreise nach § 10 ernennen.

(11) Die Beschlussfassung des Vorstandes erfolgt in regelmäßigen Vorstandssitzungen, zu denen der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende einlädt.

(12) Im Einzelfall kann der Vorsitzende anordnen, dass die Beschlussfassung über einzelne Gegenstände im Umlaufverfahren, per e-mail, im Rahmen einer Telefonkonferenz oder im Rahmen einer Online-Versammlung erfolgt. 

(13) Beschlüsse des Vorstandes werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Bei besonderen Anlässen soll der Vorstand über seine Sitzung eine Niederschrift anfertigen.
§ 10 

Arbeitskreise

(1) Die Arbeitskreise bestehen aus Vereinsmitgliedern. Ergänzend können auch interessierte und sachkundige Personen an den Arbeitskreisen teilnehmen, die nicht Vereinsmitglieder sind. 
(2) Für jeden Arbeitskreis ist ein Obmann verantwortlich. Der Vorstand ernennt die Obleute schriftlich. Die Obleute handeln im Rahmen der ihnen übertragenen Aufgaben nach außen selbständig. Sie unterliegen im Innenverhältnis jedoch den Weisungen des Vorstandes und den Beschlüssen der Mitgliederversammlung. Finanzielle Verpflichtungen dürfen sie nur mit Zustimmung des Vorstandes eingehen. 
§ 11
Kassenprüfung

(1) Von der Mitgliederversammlung ist ein Kassenprüfer für jeweils zwei Jahre zu wählen. Der Kassenprüfer ist verpflichtet, mindestens einmal jährlich – nach seinem Ermessen häufiger – Bücher und Kasse zu prüfen. Über das Ergebnis der Prüfung ist dem Gesamtvorstand sowie der Mitgliederversammlung ein schriftlicher Bericht zu erstatten. Der Kassenprüfer muss den Jahresbericht gegenzeichnen.

(2) Wird kein Kassenprüfer gewählt, kann der Vorstand einen auf Vereins- und Vereinssteuerrecht spezialisierten Rechtsanwalt, Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer mit der Kassenprüfung beauftragen.
§ 12
Auflösung

Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der in dieser Satzung geregelten Stimmenmehrheit beschlossen werden. Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind die Mitglieder des Vorstandes gem. § 26 BGB vertretungsberechtigte Liquidatoren. 
Bei Auflösung des Vereins oder Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an die Deutsche Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger, 28199 Bremen, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat.
§ 13
Salvatorische Klausel

Die Mitgliederversammlung ermächtigt den Vorstand, Satzungsänderungen selbstständig vorzunehmen, die auf Grund von Moniten des zuständigen Registergerichts oder des Finanzamtes notwendig werden und die den Kerngehalt einer zuvor beschlossenen Satzungsänderung nicht berühren. Der Vorstand hat die textliche Änderung mit einstimmiger Mehrheit zu beschließen. In der auf den Beschluss folgenden Mitgliederversammlung ist diese von der Satzungsänderung in Kenntnis zu setzen.

§ 14

Inkrafttreten

Die Satzung ist in der vorliegenden Form am 10.4.2016 von der Mitgliederversammlung des Vereins „Museumshafen Neustadt (i. H.) e. V.“ beschlossen. Änderungen nach §13 wurden am 30.8.2016, am 28.10.2016 sowie § 1 Absatz 1 am 16.02.2017 eingepflegt. Sie tritt mit der Eintragung in das Vereinsregister in Kraft.

Neustadt in Holstein den 16.2.2017
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